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v. ~!OTOltFAHltZEUGVEltKEHR 

c m CULATION ItOUTIEltE 

80. Auszug a us dem Urteil der I. Z h -Uabtellung \'0111 7. Oktober 
1002 i. S. lloggeostoss gegen WaadUiindlscbe Versicherung nul 

Gegcnseltigkelt. 

H ajtung %~n }.JotorjahruughalUrn: Bestimmung der Ersatz· 
pllicht rur körperlichen Schaden (Art . 39 und 37 Abs. 3 MFO). 

Abwg für VQrteik der [(apitalab/indtmg : Die bloaee Möglichkeit 
zu nutzbringender Anlage bedeutet keine hinreichende Hooht­
fertigung. 

ReJJpolI~abiliU civik 61ltre direntetlr" de vOiictdu atlunnobilu: 
}<'ixation de la rosponsabili te en CM de dommage eorporel 
(art. 39 et 37 al. 3 LA). 

Riduction tk l'in<kmnili d ral60n de l 'a valoog6 dko1dalll d6 t'aUe· 
ootwn Ii'tm capilal : La. s imple poeaibilite da faire des pltlOO. 
mente [ruetueux ße suffit pas pout" qu'on doive operer une teIle 
rMuetioll. 

RU-p0n6abilitd civik tra detentori di autoveioolj.- Del.erminazione 
deUa responllßbilitA in ca80 di danno corporale (art. 39 e 37 cp. 3 
LCAV). 

R iduzWtl6 IkU'itulemlitd pd latto che e BUUQ cwoordalo un oopiUlle : 
La semplioe pose:ibilitA di effettuaro dei collocamenti [ruW[eri 
non baata a giuati.ficare UJUI. siffatta riduzione. 

Am den Erwägungen.-

6. - Für den K örperschaden des Klägers Baggenstosa 
richtet sich die Ersatzpflicht gemä8s Art. 39 MFG 11 nach 
diesem Gesetz JI. Die Rechtsprechung bezieht die Verwei · 
sung auf Art. 37 MFG (BGE 68 II 11 8, 7611 230). Danach 
ist die H a.ftung des Halters grundsätzlich gegeben, wenn 
der Schaden durch den Betrieb seines Motorfahrzeugs 
verursacht wird, aber die gänzliche oder teilweise Befreiung 
von der Ersatzl)fijcht aus dem Gesichtspunkte des Ver­
schuldeus vorbehalten . Hier stehen sich zwei Ha lter von 
PersonenButomobilen gegenüber. Der Unfall und seine 
Schndonafolgcn gohon sowohl GUr die Verwirklichung der 
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den Motorfahrzeugen innewohnenden Betriebsgefahren wie 
auf schuldhafte Fahrweise der Halter zurück. Es liegt der 
Fall des Art. 37 Abs. 3 MFG vor. 

a) Die Betriebsgefahren der beteiligten Automobile 
sind, wie die Vorinstanz überzeugend ausführt, ungefähr 
gleichwertig. Somit ergibt sich zunächst aus der in Art. 37 
Abs~ 1 MFG aufgestellten Kausalhaftung die hälftige Tei­
lung der beidseitigen Schäden (BGE 64 II 438 ff., 67 II 186, 
68 II 121 f.). 

Tritt nun, fährt die Vorinstanz fort, zu diesem primären 
Haftungsgrund ein kausales Verschulden der beiden Halter, 
so erfahren die anhand der Bedeutung der beidseitigen 
Betriebsgefahren gefundenen Anteile an der Schadenstra­
gung lediglich eine Abänderung und sind daher nach wie 
vor in Rechnung zu stellen, mögen sie gleichwertig sein 
oder nicht. Zu berücksichtigen sind das zusätzliche Ver­
schulden des schärugenden Halters im Sinne einer Erhö­
hung der von ihm zu vertretenden Betriebsgefahr und damit 
einer Heraufsetzung seines Anteils an der Schadenstra­
gung; das zusätzliche Verschulden des geschädigten Hal­
ters als Erhöhung der von ihm zu vertretenden Betriebs­
gefahr. und gleichzeitig als Selbstverschulden des Geschä­
digten im Sinne einer Heraufsetzung seines Anteils, damit 
einer Reduktion des Anteils des schädigenden Halters an 
der Tragung des Schadens. Deshalb sind die beiden Ver­
schulden gegeneinander abzuwägen und es ist festzustellen, 
zu Lasten welches Halters sich eine Verschuldensdifferenz 
ergibt und welches Ausrnass sie hat. Dann ist die Schadens­
verteilung, wie sie auf Grund der Kausalhaftung bestände, 
zum Nachteil des betreffenden Halters abzuändern, indem 
die von ihm zu vertretende Schadensquote im Verhältnis 
zur Grösse der Verschuldensdifferenz heraufgesetzt, bzw. 
indem der andere Halter entsprechend entlastet wird. Der­
gestalt gelangt die Vorinstanz bei dem von ihr angenom­
menen Verschuldensverhältnis von 2/ 3 zu 1/ 3 dazu, den 
aus Kausalhaftung abgeleiteten 50%igen Anteil des Klä­
gers um die zu seinen Ungunsten vorhandene Verschuldens-
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differenz von 1/ 3 auf 662/ 3 % zu erhöhen und die Ersatz­
pflicht der Beklagten für Neukom auf 33 1/3 % zu ermäs­
sigen. 

b) Die Betrachtungsweise der Vorinstanz wird von der 
Berufung als bundesrechtswidrig abgelehnt. Sie sei unver­
einbar mit Art. 39 MFG, der eine unterschiedliche Behand­
lung von Sach- und Körperschaden vorsehe und für letz­
teren dem geschädigten Halter mehr geben wolle, als er 
bei einfacher Teilung nach dem Verschuldensprinzip er­
halten würde. Wohl sei richtig, dass bei gleichwertigen 
Betriebsgefahren beider Motorfahrzeuge zuerst eine Tei­
lung des Körperschadens von 50 % zu 50 % Platz greife. 
Komme aber zum primären Haftungsgrund der Betriebs­
gefahr der sekundäre des Verschuldens hinzu, so sei eine 
zweite Teilung nötig, die sich auf das Unverteilte, die 
restlichen 50 % beschränke. Bei gleichem Verschulden der 
beiden Halter hätte also die Beklagte zur Betriebsgefahr­
quote von 50 % weitere 25 % (50 % von 50 %) als zusätz­
liche Verschuldensquote zu übernehmen, bei ungleichem 
Verschulden nach Massgabe des kantonalen Urteils noch 
162/ 3 % (331 / 3 % von 50 %), sodass der Kläger zumin­
dest 66 2/ 3 % seines Körperschadens zu beanspruchen 
habe. Die Vorinstanz habe die Verteilung der Betriehs­
gefahren und die Verteilung des Verschuldens durcheinan­
der gebracht. Es handle sich um zwei selbständige Ope­
rationen, von denen jede auf einem besonderen Haftungs­
grund beruhe. Es gehe nicht an, das aus dem Haftungs­
grund Betriebsgefahr bereits Zugeteilte ganz oder teilweise 
wieder wegzunehmen und nach dem Haftungsgrund des 
Verschuldens neu zu verteilen. Nur was noch nicht ver­
teilt sei, lasse sich aus dem zusätzlichen Haftungsgrund des 
Verschuldens zusätzlich verteilen. 

In ihrer Antwort verwirft die Beklagte die vom Kläger 
befürwortete Berechnungsmethode als abwegig. Sie ver­
tritt die Ansicht, gleichwertige Betriebsgefahren seien, 

- weil sie sich neutralisieren, als Berechnungsfaktoren neben 
beidseitigem Verschulden überhaupt wegzulassen. Damit 
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abfindung verbundener Vorteil in sicherer Aussicht steht 
(BGE 60 II 398/ 9). 

Allgemein ist vorerst zu bemerken, dass das Verhältnis 
des anwendbaren Kapitalisierungszinsfusses zum Geld­
markt, der sich stabilisiert hat und seit Jahren von einem 
geringen Leihsatz beherrscht wird, zu einer Herabsetzung 
des Rentenkapitals nicht Anlass geben kann. Risikolose 
Anlagen mit einer Verzinsung von mehr als 3 bis 3,5 % 
sind ziemlich selten. Die Tatsache allein, dass der Kläger 
die Kapitalabfindung irgendwie nutzbringend anlegen 
kann und will, eröffnet daher entgegen der vorinstanzlichen 
Auffassung noch keine sichere Aussicht auf einen kon­
kreten Vorteil. 

An sich und nach den Parteivorbringen naheliegend ist 
die Erwartung, der Kläger werde die Abfindung in seinem 
Geschäft investieren. Mit der Möglichkeit, das zu tun, ver­
fügt er über einen momentanen Vorteil, ohne dass deswegen 
eine dauernde Besserstellung gewährleistet wäre. Ob eine 
solche eintreten wird, hängt nicht nur vom Ausbau des 
Unternehmens oder von einer Abtragung der Hypothekar­
schuld ab, sondern auch vom künftigen geschäftlichen 
Erfolg, für den ausser der beruflichen Tüchtigkeit wesent­
lich die (bleibend um 17 % beeinträchtigte) Arbeitskraft 
des Klägers und die wechselnde Wirtschaftslage bestim­
mend sind. Wie sich in diesen Beziehungen die Entwick­
lung gestalten wird, steht dahin. In den Akten fehlen hin­
reichende Anhaltspunkte für die Annahme, die Verwen­
dung der Abfindung im eigenen Geschäft bedeute für den 
Kläger eine krisensichere Kapitalanlage. Die Ungewiss­
heit muss zulasten des Schädigers und nicht des Geschä­
digten gehen. Daher ist der vorgenommene Abzug zu 
streichen. 




